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6 — 65304 — 426/54 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Zolltarifs aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
20. April 1953 (Bundcsgesetzbl. I S. 131) die 

Fünfte Verordnung über Zolltarifänderungen aus 
Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

vom 11. März 1954 erlassen. Die Verordnung ist am 20. März 1954 
im Bundesgesetzblatt Teil I Seite 37 verkündet worden und mit 
Wirkung vom 1. März 1954 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezeichnetcn Gesetzes 
einen auf der Ermächtigung dieses Gesetzes beruhenden Verord- 
nungsentwurf nebst Begründung mit der Bitte um verfahrensmäßige 
Behandlung nach § 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 527). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsi- 
denten des Bundesrates übersandt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Entwurf einer Fünften Verordnung 

über Zolltarif änderungen aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 des Gesetzes zur Än- 
derung des Zolltarifs aus Anlaß der Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vom 20. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 131) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zu- 
stimmung des Bundestages: 

§ 1 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1951 I 
S. 531) in der Fassung der Zollkontingents- 
Verordnung vom 27. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1068) wird wie folgt geändert: 

Tn der Anmerkung zu den Nummern 7301, 
7306, 7307, 7309 bis 7313 und 7316 ist im 
vorletzten Absatz 

„Die Abfertigung ist nur bei höchstens 
vier vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig.“ 


das Wort „vier“ zu ändern in „sieben“. 

§ 2 

Nach § 14 des Dritten Überleitungs- 

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 2 des Ge- 
setzes zur Änderung des Zolltarifs aus An- 
laß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 20. April 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 131) gilt diese Rechtsverord- 
nung auch im Land Berlin. 

§3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Fünfte Verordnung über Zolltarifänderungen 
aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl vom 11. März 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 37) außer Kraft. 


Begründung 


Nach der Anmerkung zu den Nrn. 7301, 
7306, 7307, 7309 bis 7313 und 7316 des 
Zolltarifs ist die Abfertigung von Eisen und 
Eisenerzeugnissen zu ermäßigten Zollsätzen 
im Rahmen von Zollkontingenten nur bei 
höchstens vier vom Bundesminister der Fi- 
nanzen zu bestimmenden Zollstellen zulässig. 

Die Erfahrungen haben jedoch gezeigt, daß 
vier Zollstellen nicht ausreichen, um alle 
wichtigen Einfuhrwege und Umschlagplätze 
dieser Waren zu erfassen. Die Abfertigungs- 


beschränkung auf vier Zollstellen hat kosten- 
erhöhende Umladungen und Umleitungen 
zur Folge. Dadurch ist die von der Zollkon- 
tingents-Verordnung vom 27. August 1953 
(BGBL I S. 1068) angestrebte Verbilligung 
der Einfuhr von Eisen und Eisenerzeugnis- 
sen in Frage gestellt. 

Es ist deshalb erforderlich, die Zahl der zur 
Abfertigung zu den Kontingents-Zollsätzen 
berechtigten Zollstellen auf sieben zu er- 
höhen. 



